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der Beilagen zu den stenogrnphischen Protokollen des National!'::', ~. 
XII. Gesetzgebungsperlode 
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zu' 31ft /J~ Zl. 41.001/6-27/1970 
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Beantwortung der Anfrage der Abgeordneten zum 

Nationalrat Melter, Peterund Genossen an den Herrn 
Bundesminister für soziale Verwaltung betreffend Weisungen 
an die Schiedskommissioneno 

Die genannten. Abgeo~'dneteD. beziehen sich in 
ihrer Anfrage auf ein I1.emorandum der Ersten Beisitzer 
der Schiedskommissitmen, das diese während der vom 9.' bis 
11 .. September 1970 in Fre,ila.nd stattgefundenen Konferenz 
erstellt und mir vorgeleg-b habello Das Memorandum setzt 
sich im wesentlichen mit den Problemen auseinander, die 
durch die Weisungen des BunCl.esmi,nisteriums für soziale 
Verwaltung an die Schiedskommissionen entstanden seien,. 
Nach Ansicht der Ersten Beisitzer der Schiedskommissionen, 
sei eine Einwirkung der Oberbehörde auf Entscheidungen 
nur dann gerechtfertigt, wenn diese gesetzlichen Be­
stimmungen widersprächen. Eingriffe in die freie Beweis­
würdigung seien hingegen unzulässig. Die Bindung der 
Schiedskommissionen.an Weisungen der Oberbehörde seien 
überdies schon deshalb bedenklich, weil es sich nicht 
mehr um di~ Entscheidung der Kommission, sondern um jene 
der für den Enlpfänger des Bescheides anonymen Oberbehörde 

. handle .. 

In Beantwortung der Anfrage beehre ich mich zu 
den einz'elnen Punkten wie folgt Stellung zu nehmen: 

Zu Punkt .1.:. Das ~lemoraI1.dum der Schiedskommissions­
beisitzerkonferenz vom 11. September 1970 habe ich studierto 
Grundsätzlich muß ich jedoch hiezu feststellen, daß die 
Mitglieder der Schiedskommissionen weder durch Verfassungs­
gesetz noch durch eine hiezu verfassungsgesetzlich 
ermächtigte Gesetzgebungs- oder Verordnungs gewalt weisungs­
frei gestellt sind. Sie' sind demnach gemäß der Vorschrift 
des Artikels 20 Abso 1 B-VG& an die Weisungen der ihnen 
vorgesetzten Organe gebunden. Diese Rechtsmeinung ent-

i , 
! .. 

! 
'i 

337/AB XII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 1 von 7

www.parlament.gv.at



- 2 -

spricht der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungs­

gerichtshofes (vgl. zum Beispiel Erkenntnis vom 21.3.1956, 
ZL. 2.556/53) 0, Dieser hat ferner entschiede.n, daß die 

Weisungsbefugnis des Bundesministerill .... ~s als oberste 

~.l.U,1: ;;;ich'tsbehörde nicht auf die Erteilung generellex' 

1.JeisungE:~n beschränkt ist, sondern die l~e.fugnis umfafiG, 

in einem konkreten Verfahren \<leisu.,ngen zu erteilen 
Iv , t· ~O c 1060 Zl - 111/~P,) A ~ - d \,brKenn n~s vom ./ • .:.)..;; , ' '" :)" :/u.. uC .. .J. - ';on er 
Lf~hre \-Jerden .ErsChlrlerungen des Weisungsrec:hties ftlX ver,= 

fassungsrechtlich bedenklich gehalten (vgl .. BaJ':fuß, 

österr" Juristenzeitung, Heft Nr .. 3/1970, Seite 58) .. Das 

in dcr Bundesverfassung vorgesehene \-leisungsrec!:.tt enthält 

di.e Pflicht der Oberbehörde, Weisungen zu erteilen., wenn 
I'üingel in der Vollziehung festgestell t werden.. Die Aus­

übung des Weisul1gsrechtes :ist daher'nicht in das Belieben 

dE~i5 'Bundesmi:a.::Lsteriums gestellt ~ sondern hängt unter 

anderem von der Qualität der Entscheidungen der Landes= 
invalidenämter. und Schiedskom:rllissione:n abo 

~'-!!h~U_L Ich bin und ,var jederzeit bestrebt, 
den Kriegsopfern säm:tliche Begünstigungen im R.ahm.en,. des 

Gesetzes zu·teil werden zu lassen .. Ich bitte jedoch auch 

um Verständnis, daß i.ch als verantwortlicher Ressort­

minister für eine ein..rwitliche Behandlung aller Kriegs-. 

opfer besorgt sein muß .. Um eine einheitliche Pra.."'Cis 8icher~o 

zustellen, ist es daher mitunter erforderlich, daß,das 

:F3ulldesministerium für soziale Ver~'icü tung bestimmte 

Gru.ppen vOllE,l1tscheidungen der IJandesinvalidenämter 

und. Schiedskomi'nissionen, bei dE~D.en größere Ab'w'eichungen 

fe:a<l;gest;ell"t wurden, im AUfsichtrn"leg6 überprü.ft .. Dies 

gil t vor allem für 'Entscheidi.u.lgen" die auf Grund einer 

neuen Rechtslage erlassen werden und wo es daher noch 
keine ausI"f;:i.chendePraxis gi.bt" So wurde~n Z1rm Beispiel 

bei imträgen auf Pflcge-, BliIl,den·~ und Sch'ffers'tbeschädigten­

zulagen in der En.t,scheidungspraxis der einzelnen. Landes-
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invalidenämter wesentliche Abweichungen festgestellt. 
Das Bundesministerium für soziale Verwaltung war ge­
zwungen, die Vorlage der betreffenden Bescheide anzu­
ordnen, um einen möglichst großen Überblick zu erhalteno 
Die bei den periodisch durchgeführten Prüfungen der 
Geschäi'tsführung der Landesinvalidenämter und Schieds­
kommissionen zur Verfügung stehende Zeit reicht hiezu 
nicht aus. Weisungen wurden nur in jenen Fällen erteilt~ 
in denen eine offensichtliche Gesetzesverletzung fest­
gestellt worden ist.'Es muß betont werden, daß in vielen 
Fällen auch zugtillsten der Kriegsopfer eingeschrittA1l 
wurde. So hat das Bundesministerium für soziale Verwaltung 
zum Beispiel von ~gefähr 330 Pflegezulagenempfängern~ 
die nicht die Rente für Erwerbsuafähige beziehen, die 
Landesinvalidenämter in 53'Fällen darauf hingewiesen, 
daß nach Art und Schwere der Dienstbeschädigung eine 
höhere Beschädigtenrente gebührt., 

. 
Anordnungen, bestimmte Gruppen von Bescheiden vor 

Erlassung vorzulegen, haben nur vorübergehenden Charakter .. 
Hat sich das Bundesministerium für soziale Verwaltung über­
zeugt, daß eine eiDheitliche'Entscheidungspraxis gewähr­
leistet ist, werden solche Anordnungen widerrufen .. So 
wurde zum Beispiel mit Erlaß vom 16. November 1970. 
Zl. 41.417/2-25/70, verfügt, daß die Vorlage der Akten 
betreffend Zuerkennung, Abweisung oder Neubemessung 
der SChwe;stbeschädigtenzulage nicht mehr erforderlich 
ist, da in diesen Fällen eine im wese!ltlichen einheit­
liche Spruchprax:i.s ersehen werdeD, konnte .. 

Abgesehen von der dem Bundesministerium schon auf 
Grund der Bundesverfassung zukommenden Aufsic.htspflicht 
hat der Rechnungshof erst in jüngster Zeit ersucht, die 
Aufgaben der Dienstaufsicht in erhöhtem Maße wahrzunehmeno 

Was die Anonymität, der Oberbehörde bei Erteilung 
von Weisungen im Wege der Dienstaufsicht anbelangt, 
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möchte ich sagen, daß es sich hier tlID. kein für die 
Behörden der Kriegsopferversorgung typische? Problem 
handelt. Auch in anderen Zweigen der Verwaltung treten 
die Weisungen der Aufsichtsbehördennach außen hin 
nicht in Erscheinungo Sie wenden sich nicht an die 
Parteien und werden diesen n.icht zugestellt. Sie 
sollen nur eine bestimmte Entscheidung oder Verfügung 
der Unterbehörde veranlassen (vgl. Antoniolli, Allgem. 
VerwoRecht, Seite 147). Dies gilt grundsätzlich auch 
für Kollegialbehörden, die nicht weisungsfrei ge­
stellt sind. 

In der Kriegsopferversorgung hängen allerdings 
die Entscheidungen. in vielen Fällen von, der Beantwortung 
medizinischer Fachfragen abo Der Verwaltungsgerichts-. 
hof hat darauf hingewiesen, daß medizinische Beur­
teilungen des Bundesministeriums für soziale Verwaltung, 
die den Bescheiden der Landesinvalidenämter oder der 
Schiedskommissionen zugrunde gelegt werden, im Ver­
fahren ebenso wie andere Sachverständigengutachten zu 
behandeln sind. Die Versorgungsbehörden wurden daher 
angewiesen, daß solche Stellungnahmen.als "Gutachten 
des Leiters der ärztlichen Fachabteilung des Bundes­
ministeriums für soziale Ve ri/la I tung" in den betreffenden 
Bescheiden bezeichnet werden. Damit wurde die Anonymität 
des Bundesministeriums für soziale Verwaltung auf diesem 
Gebiet beseitigt. 

Zu Punkt 3: Bei der Sektion IV des Bundes­
ministeriums für soziale Verwal~L~g besteht seit 
längerer Zeit eine Dokumentation sämtlicher grund­
sätzlicher Erlässe. Diese Dokumentation ermöglicht 
es jederzeit festzustellen., \-lelche Weisungen an die 
einzelnen Landesinvalidenämter und Schiedskommissionen 
ergangen sindo 

Zur Frage der freien Beweiswürdigungmöchte ich 
folgendes bemerken: 
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Der Sinn dieser Eihrichtung besteht nicht darin, 
daß die Behörde die Möglichkeit hätte, bei d~r Beur­
teilung der aufgenommenen Beweise einfach nach freiem 
Belieben vorzugehen; freie Beweiswürdigung bedeutet 
vielmehr, daß die Behörde sich auf Grund der auf­
genommenen Beweise nach ihrem besten Wissen und Ge­
wissen, obne an irgend\<lelche Regeln gebunden zu sein, 
über die für die Feststellung des maßgebenden Sach­
verhaltes entscheidenden Tatsachen klar zu werden hato 
Das Bundesministerium für soziale Verwaltung hat in 
keinem seiner Erlässe irgendwelche Beweisregeln aufge­
stellto Wenn es jedoch die zur Entscheidung berufene 
Behörde unterläßt, sämtliche eingeholten Beweise zu 
würdigen und ohne ausreichende Begründung einem Beweis­
mittel den Vorzug gibt, ist es Pflicht der Aufsichts­
behörde auf die Einhaltung der Verfahrensvorschriften 
zu dringen. Zwischen Be",eismitteln gibt es an sich keinen 
graduellen Unterschied; maßgeblich ist einzig Und allein 
der innere l.1ahrheitsgehalt des Beweismittels. Wenn 
zum. Beispiel die Schiedskommission einer Äußerung des 
behandelnden Arztes größere Be\nfeiskraft als dem im 

Verfah:ren eingeholten ärztlichen Sachverständigengut·_. 
achten beimißt, hat sie dies schlüssig zu begründeno 
Ohne eine solche Begründung kann nicht beurteilt werden~ 
ob sie sich bei ihrer Entscheidung von objektiven 

. Motiven leitenließ~ 

Schließlich muß zwischen freier Beweiswürdigung 
und rechtlicher Beurteilung streng unterschieden werdene 
So bilden die Einschätzung der Minderung der Erwerbs­
fähigkeit, die Beurteilung der Kausalität oder ·d.ie Aus­
legung des Begriffes der Hilflosigkeit Reöhtsfragen; 
daß heißt, es handelt sich dabei nicht mehr um di.e 
Feststellung des Sachverhaltes, sondern um die Untex'-

. . 

stellung des Sachverhaltes unter die gesetzliche 
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Norm (vgl. Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes 
vom 2 .. 10 .. 1970, Zl. 505/69) .. Dieser Rechtsvorgang 
unterliegt hinsichtlich des Weisungsrechteskeinen 
Be scl'...r änkurigen .. 

Zu ~nk~ 4: Aus den obigen Ausführungen ergibt 
sich, daß mir keine gesetzwidrigen Eingriffe des 
Mini.steriums in die Tätigkeit der Schiedskommissionen 
bekan.nt sind .. Ich bin jedoch gerne bereit 1 konkrete 
FäJ,.le, d.ie mir bekanntgegeben werden, einer .Prüfung 
zu unterziehen .. 

~u Punkt 5: Bereits im hoc Erlaß vom 270 Mai 1957, 
ZI.IV-60 .. 999-15a/57, wurde darauf hingewiesen, daß es 
sich bei den Kriegsopfern um einen sozial besonders. 
schutzwürdigen PersonenYJ'eis harldel t .. Wenn daher bei 
der Durchführung des Versorgungsverfahrens erkennbar 
ist, daß Versorgungsv!erber es offenbar übersehen haben, .. 
ihnen voraussichtlich zustehende Versorgungs].eistuugen 
mittels besonderen Antrages geltend zu machen, werden 
Vorsprachen~ Zwischenerledigungen oder sonstige 
Gelegenheiten zum Anlaß zu nehmen sein, die Parteien 
auf die notwendige AntragsteIlung aufmerksam zu machen .. 
Dieser an alle Landesinvalid.enämter ergangene Erlaß, 
wurde wiederholt in Erinnerung gebracht. Ich nehme 
Ihre Anfrage zum Anlaß, die Ämter auf die strikte 
Einhaltung dieses Erlasses neuerlich hinzuweisen .. 

Auch die leitenden Ärzte wurden in dem bereits 
mehrfach zitierten Erlaß vom 16. November 1970 ersucht, 
bei der Prüfung im Rahmen des schiedskommissionellen 
Verfahrens, ob die von der ersten Instanz in medizi­
nischer Ei'nsicht angestellten Ermittlungen ausreichend' 
sind, nicht rigoros vorzugehen und abletlllend.e Stellung­
nahmen hinsichtlich einer neuerlichen. Begutachtung in 

der. Regel nur dann abzugeben, wenn beispielsweise 
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die Berufungsausführungen, die Art der Dienst­
beschädigung oder der in jeder Hinsicht geklärte 
Sachverhalt die Beiziehung weiterer Sachver­
ständigen nicht bedingen. 

Der Bundesminister: /,; -
...-)// ' 

. ~U'hj~ 
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